
Hierauf erhob der Kläger Klage (Einspruch) und bean
tragte, die Verklagten mit ihren Forderungen abzuwei
sen. Er führte hierzu im wesentlichen aus, die Ver
klagten seien leitende Mitarbeiter, denen ein Anspruch 
auf Zahlung von Lohn und Zuschlägen für Überstun
denarbeit nicht zustehe. Ihnen sei daher geleistete Ar
beitsbereitschaft nicht zu vergüten. Seine Ansicht 
werde auch durch eine zwischen dem Ministerium für 
Materialwirtschaft und dem Zentralvorstand der Ge
werkschaft Handel, Nahrung und Genuß am
14. August 1969 abgeschlossene Vereinbarung bestätigt. 
Das Kreisgericht hob den Beschluß der Konfliktkom
mission auf und verurteilte den Kläger zur Zahlung 
der Bereitschaftsvergütung.
Das Bezirksgericht hat die Entscheidung des Kreisge
richts und den Beschluß der Konfliktkommission auf
gehoben und die Forderung der Verklagten als unbe
gründet abgewiesen.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
In diesem Arbeitsstreitfall geht es darum, ob die Ver
klagten für die nach dem 31. Dezember 1968 bzw. 28. Fe
bruar 1969 geleistete Arbeitsbereitschaft einen An
spruch auf Vergütung haben. Hierzu wurde von den 
Instanzgerichten der Sachverhalt vollständig aufge
klärt, jedoch vom Bezirksgericht ein rechtlich unzu
treffendes Ergebnis erzielt.
Der von den Verklagten nach dem vom Kläger auf ge
stellten Plänen geleistete Bereitschaftsdienst war Ar
beitsbereitschaft i. S. des § 76 GBA. Nach § 76 Abs. 3 
GBA ist die Vergütung, wie auch die Zulässigkeit, die 
Art und die Höchstdauer der Arbeitsbereitschaft in 
Rahmenkollektivverträgen zu regeln. Der Rahmenkol
lektivvertrag legt demgemäß fest, daß Werktätige, die 
sich zu einer Arbeitsleistung in der Wohnunterkunft 
bereithalten müssen, als Vergütung für Arb'eitsbereit- 
schaft je Stunde 0,30 M, maximal 4 M je Tag, erhalten 
(Ziff. 4.5. Rahmenkollekti wer trag). Eine Einschrän
kung des Personenkreises, der Anspruch auf Vergütung 
von Arbeitsbereitschaft hat, enthält diese Regelung 
nicht. Der von ihr verwendete Begriff „Werktätige“ 
schließt somit Werktätige mit leitender und verant
wortlicher Tätigkeit ein.
Die Festlegungen in Ziff. 4.5. sind auch nicht wirksam 
geändert worden. Die Vereinbarung der Partner des 
Rahmenkollektivvertrags vom 14. August 1969 ist nicht 
registriert. Nach den Grundsätzen in § 7 Abs. 3 GBA, 
wonach Rahmenkollektiwerträge der Bestätigung 
und Registrierung durch das Staatliche Amt für Arbeit 
und Löhne bedürfen, konnte sie daher keine Wirksam
keit als rahmenkollektivvertragliche Regelung, auch 
nicht im Sinne eines Nachtrages, erlangen. Die Auffas
sung des Bezirksgerichts, diese Vereinbarung schließe 
dennoch einen Rechtsanspruch der Verklagten auf Ver
gütung von Arbeitsbereitschaft aus, weil es sich bei ihr 
um eine auch die Gerichte bindende Auslegung handelt, 
entbehrt der rechtlichen Grundlage.
Nachdem das Bezirksgericht zutreffend zu der Fest
stellung gelangt war, daß der Rahmenkollektivvertrag 
keine wirksame Änderung der Festlegungen über die 
Vergütung der Arbeitsbereitschaft erfahren hat, mußte 
es auf dieser Grundlage die erhobenen Forderungen 
prüfen. Der klare und eindeutige Wortlaut der Rege
lung läßt eine Auslegung gemäß der Vereinbarung vom 
14. August 1969, wonach Werktätige mit leitenden und 
verantwortlichen Tätigkeiten keinen Anspruch auf Be
reitschaftsvergütung haben sollen, nicht zu. Diese Aus
legung zielt vielmehr auf eine Änderung der Regelun
gen ab. Hierfür aber hätte es einer Änderung des Rah
menkollektivvertrags in dem gesetzlich dafür vorgese
henen Verfahren bedurft.
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